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Zur Reform der Sparraſſe-Geſetzgebung. 


Im Abgeordnetenhauſe des Reichsrathes wurden bereits wieder— 
holt Auträge auf eine Reform der Sparcaſſe-Geſetzgebung eingebracht. 
Auch in den volkswirthſchaftlichen Fachblättern bildet dieſe Frage in 
mehr oder minder zutreffenden Erörterungen das Tagesgeſpräch, und 
es dürfte daher um ſo mehr, als auch in anderen Staaten eine auf eine 
Reformirung des Privatſparcaſſeweſens abzielende Bewegung ſich gel— 
tend macht, ſich verlohnen, dieſem in volkswirthſchaftlicher Beziehung fo 
hochwichtigen Gegenſtande einige Beachtung zu widmen. 

Das Privatſparcaſſeweſen in Oeſterreich hat ſeit ſeinem geregelten 
Beſtande — das Sparcaſſeregulativ datirt vom Jahre 1844 — 
und insbeſondere in der letzteren Zeit einen namhaften Aufſchwung 
genommen. Der durch eine entſprechende Organiſation dieſer Anſtalten 
angeregte Sparrſinn der Bevölkerung hat immer tiefere Wurzeln 
geſchlagen und die bedeutenden Summen, welche der Verwaltung dieſer 
Inſtitute anvertraut ſind, legen das beſte Zeugniß ab für die bisherige 
Zweckmäßigkeit und die Lebenskräftigkeit der diesfalls beſtehenden 
Einrichtungen. 

Wie jedoch mit der fortſchreitenden allgemeinen Entwicklung in 
den Verhältniſſen des Volkswohlſtandes neue Geſtaltungen hervor⸗ 
treten, fo müſſen auch die dem Volkswohle dienenden Inſtitutionen 


eine dieſer fortſchrittlichen Bewegung entſprechende Aenderung und 
Verbeſſerung erfahren. 0 
Insbeſondere iſt es die Poſtſparcafſe, welche als die den 


Anforderungen der neueren Zeit 
inſtitution ſich darſtellt. 
Leichtigkeit und Vielſeitigkeit des Verkehres bei auf den größten 


am meiſten angepaßte Sparcaſſe⸗ 


Theil des Tages ausgedehnter Geſchäftsthatigkeit und bei Zuläſſigkeit 
von Einlagen in den geringfügigſten Beträgen, wozu noch die unendliche 
Verzweigung durch Creirung der Poſtämter als Annahme- und Abgabe— 
ſtellen ungemein fördernd hinzutritt, alle dieſe Faetoren find gewiß 
geeignet, dieſen Zweig des Sparcaſſeweſens immer tiefer in der 
Bevölkerung einzuwurzeln. 

Den Privatſparcaſſen iſt daher in dieſer Einrichtung ein mächtiger 
Concurrent erſtanden und wird in Erkenntniß deſſen beiſpielsweiſe im 
deutſchen Reiche der geplanten Einführung des Poſtſparcaſſeweſens 
ſeitens der erſteren ein gewaltiger Widerſtand entgegengeſetzt. 

Wenngleich ſich nun die Anſchauung, daß die Einführung der 
Poſt⸗, reſp. Staatsſparcaſſen dem Privatſparecaſſeweſen unter allen 
Umſtänden abträglich ſei, im Hinblicke auf die Thatſachen nicht als 
richtig erwieſen hat, daß ſowohl in England, in welchem Staate ſeit 
dem Jahre 1861 eine Staatsſparcaſſe — die älteſte — beſteht, als 
auch in Italien, wo die Poſtſparcaſſen im Jahre 1875 eingeführt 
wurden, nach den diesbezüglichen Nachweiſen die Zahl der Privat⸗ 
ſparcaſſen nicht nur nicht abgenommen, ſondern im Gegentheile 
zugenommen hat, ſo iſt doch gewiß, daß das Privatſparcaſſeweſen, wie 
es in Oeſterreich beſteht, ſeines den Anforderungen der neueren Zeit 
gegenüber allzu ſchwerfälligen Charakters wird entkleidet werden müſſen, 
wenn es dem aufſtrebenden Poſtſparcaſſeweſen auf die Dauer Stand 
halten ſoll. 

Es gilt allerdings, daß die beiden Arten von Sparcaſſe⸗ 
inſtitutionen verſchiedenartige Ziele verfolgen. Zunächſt in Bezug auf 
die Sparverwaltung ſtellt man hin, daß die Poſtſparcaſſe die Ver⸗ 
waltung des Vermögens des einlegenden Publicums vom allgemein 
volkswirthſchaftlichen Standpunkte, welcher die Intereſſen der Geſammtheit 
in erfter Linie im Ange hat, bezwecken, während die Poſtſparcaſſe die 
Verwaltung dieſes Vermögens vom ſpeciell fiscaliſchen Standpunkte 
führen, welcher auf die Anlegung desſelben in Staatsrenten abzielt. 

Weiters wird der Moment zur Beachtung genommen, daß die 
Frequentanten der Poſtſparcaſſe andere find, als jene der Privatſparcaſſen, 
indem zu erſteren in der Regel die Sparer mit minimalen Einlage⸗ 
beträgen gehören, welche ſich in Orten befinden, an welchen eine Spar⸗ 
caſſe nicht beſteht, welche häufig ihren Wohnſitz wechſeln und denen 
die Behebbarkeit ihrer Einlagen bei jedem Poſtamte ſehr zu Statten 
kommt, wie Dienſtboten und Arbeiter, während Clienten der Privat⸗ 
ſparcaſſen durchſchnittlich jene Sparer ſind, welche nebſt einem ſtabilen 
Wohnſitze über relativ größere Beträge verfügen und welche auch die 
Zeitverſäumniß zur Erreichung des von ihrem Wohnſitze mehr oder 
minder entlegenen Sparcaſſeortes keinen beſonderen Eintrag verurſacht. 

Deſſenungeachtet darf nicht verkannt werden, daß gerade die 
eben erwähnten Vortheile, welche die Poſtſparcaſſen vor den Privat⸗ 
ſparcaſſen voraus haben, auf die Dauer ihre Wirkung auch hinſichtlich 
der Sparer der letztgedachten Kategorie nicht verfehlen und mit der 
Zeit, wenn die Inſtitution ſich mehr eingelebt hat, auch dieſe in ihren 
Bereich ziehen werden. 


Bei der größeren Geſchäftswelt iſt dies bereits theilweiſe der 
Fall, da dieſe durch die ihr von den Poſtſparcaſſen gewährte Porto⸗ 
freiheit im Chekverkehre ſehr angezogen wird. 

Man wird alſo daran denken müſſen, die bei den Poſtſparcaſſen 
für die Einleger ſich darbietenden Erleichterungen auch ſoweit als 
thunlich bei den Privatſparcaſſen einzubürgern. r 

Ein ſehr wichtiges und ſür das Gedeihen des neuen Staats⸗ 
ſparcaſſeſyſtems jedenfalls ſehr günſtiges Moment iſt die durch das⸗ 
ſelbe eingeführte Uebertragbarkeit der Sparcaſſeeinlagen, indem 
Spareinlagen bei jedem Poſtſparcaſſenamte deponirt und bei jedem 
gekündet und behoben werden können. 

In ähnlicher Weiſe müßten auch bei den Privatſparcaſſen analoge 
Erleichterungen im Verkehre eingeführt werden, wobei ſelbſtverſtändlich 
die hiebei nöthigen Cautelen nicht außer Acht gelaſſen zu werden 
brauchten, indem die Ausfolgung der um die Rückzahlung einer Einlage 
belangten Sparcaſſe von der poſitiven Beantwortung einer diesfalls an 
die Sparcaſſe, bei welcher die Einlage gemacht wurde, gerichteten 
Anfrage, ob gegen die Auszahlung kein Hinderniß obwalte, abhängig 
gemacht und die Verrechnungsmanipulation durch die Errichtung einer 
gemeinſamen Abrechnungsſtelle bewerkſtelligt werden müßte. 

Ein weiteres Moment iſt die durch die Poſtſparcaſſen gewährte 
Zulaſſung von minimalen Einlagebeträgen unter einem Gulden, welche 
bei Privatſparcaſſen von der Verzinſung ausgeſchloſſen ſind. 

Das im deutſchen Reiche immer mehr um ſich greifende Inſtitut 
der Pfennigſparcaſſen — es ſeien hier nur die mit einem groß— 
artigen Erfolge operirenden Pfennigſparcaſſen in Berlin, Frankfurt 
und Dortmund erwähnt — zeigt, welche Erfolge mit ſolchen Sammel: 
ſtellen erzielt werden können. 

Weiters müßte Hand in Hand mit den gedachten Neuerungen 
auch auf die Errichtung und die Vermehrung von Nebenſtellen der 
Privatſparcaſſen hingewirkt werden, ohne welche jene Verbeſſerungen ſich 
als wirkungslos erweiſen müßten. Darin liegt eben die unläugbare 
Schwäche der Privatſparcaſſen, daß viele Einleger, welche, wie Dienſt⸗ 
boten, Arbeiter, Gewerbegehilfen ꝛc., ihren Aufenthaltsort häufig wech⸗ 
ſeln, gezwungen ſind, nicht nur zur Einlage, ſondern auch zur Kündi⸗ 
gung und zur Behebung ihrer Erſparniſſe an den Sitz der Sparcaſſe 
zu reiſen. Und wenn die Einleger meilenweite Wege zurückzulegen haben, 
bis ſie an den Sitz einer Sparcaſſe gelangen, ſo liegt es doch auf der 
Hand, daß ſie es vorziehen werden, ihre Erſparniſſe dem Poſtſparcaſſen⸗ 
amte, welches über eine ſo große Anzahl von Einlageſtellen verfügt, 
reſp. derjenigen Sammelſtelle desſelben zu übergeben, welche ihnen am 
nächſten zur Hand iſt. 

Hiezu kommt noch, daß die Privatſparcaſſen einen zu geringen 
Theil des Tages dem Publicum geöffnet ſind und ihre Amtsſtunden 
ſich in der Regel über den Vormittag hinaus nicht erſtrecken. 

Wollte man eine intenſive Sparcaſſeverwaltung erzielen, ſo 
müßte die Einführung getroffen werden, daß die Privatſparcaſſen auch 
zu einer Tageszeit und insbeſondere an gewiſſen Tagen, geöffnet ſind, 
wo auch derjenige Theil der Bevölkerung, welcher nur über die Abend⸗ 
ſtunden verfügt, zur Bethätigung feines Sparſinnes, der durch unpaſſende 
Amtsſtunden im Keime erſtickt wird und nicht zur Geltung gelangen 
kann, zugelaſſen würde. 

Zur zweckentſprechenden Durchführung all' dieſer Maßnahmen, 
welche in organiſatoriſcher und manipulativer Hinſicht bedeutende Arbeit 
erfordern und auf der Baſis ſyſtematiſcher Anordnung emporwachſen 
müßten, wäre auch die Bildung von Sparcaſſe verbänden uner⸗ 
läßlich. 

Es iſt ein charakteriſtiſches Merkmal der neueren Zeit, daß gleich⸗ 
artige Unternehmungen Verbände unter einander bilden, um durch ein⸗ 
heitliches Vorgehen und durch gegenſeitige Unterſtützung ihre gemein⸗ 
ſamen Intereſſen zu fördern und die Erreichung ihrer der Kraft des 
Einzelnen oft unzugänglichen oder doch nur mit den größten Anſtren⸗ 
gungen zu bewältigenden Ziele eher und leichter zu bewerkſtelligen. 

Weshalb ſollten die Privatſparcaſſen dieſem Beiſpiele nicht folgen, 
welches einen Fortſchritt in volkswirthſchaftlicher Beziehung manifeftirt, 
und ſich nicht zu gemeinſamer Kräftigung gegenüber der mächtig vor⸗ 
ſchreitenden Concurrenz der Poſtſparcaſſen verbinden? 

Durch derartige Verbände und unter deren Schutze ließe ſich die 
Einführung von Filialen und Sammelſtellen, welche, wie bereits vorhin 
angedeutet, die Beftimmung hätten, den Verkehr der Bevölkerung mit 
den Hauptſparcaſſen zu vermitteln und zu erleichtern, in ganz anderer 


| 


Weiſe bewerkſtelligen, als dies ſeitens vereinzelter Sparcaſſeunterneh⸗ 
mungen der Fall ſein könnte. 

Es kann endlich nicht unerwähnt gelaſſen werden, daß das bei 
den Privatſparcaſſen in neuerer Zeit immer mehr überhand nehmende 
Beſtreben, baukmäßige Geſchäfte in ihren Wirkungskreis einzubeziehen, 
einer gedeihlichen Fortentwicklung des Sparcaſſeweſens abträglich iſt. 

Schon aus den divergirenden Zielen, welche Sparcaſſen und 
Banken verſolgen, ergibt ſich die wirthſchaftliche Unmöglichkeit einer 
erfolgreichen Vereinigung dieſer beiden Geſchäftskreiſe in einem Unter⸗ 
nehmen. Sparcaſſen können nicht Banken und Banken können nicht 
Sparcaſſen ſein. Zweck einer Bank iſt der als ein Sonderintereſſe ſich 
darſtellende Erwerb, welcher aus dem möglichſt raſchen und vortheil— 
haften Umſatze vorübergehender Einlagen dei vielfach wechſelnder Ver— 
zinſung reſultirt, während der Zweck der Sparcaſſe auf eine gemein⸗ 
nützige, keinerlei Sonderintereſſen verfolgende Verwaltung des ihr anver- 
trauten, aus ſtabilen Einlagen ſich zuſammenſetzenden Vermögens bei 
einem möglichſt ſtabilen Zinsfuße gerichtet iſt. Während daher die 
Sparcaſſe das Geſammtintereſſe der Einleger verfolgen muß, hat die 
Bank ihr Einzelintereſſe im Auge. 

Das Publicum der Banken bilden in der Regel Kaufleute und 
größere Capitaliſten, das der Sparcaſſen hingegen durchſchnittlich ſolche, 
welche nur über kleinere Capitalien verfügen, in Geldgeſchäften wenig 
Bewandtniß beſitzen und ihre Erſparniſſe ſicher und nicht gewinnbrin— 
gend anlegen wollen. In Zeiten finanzieller Kriſen, wo der beunruhigte 
Einleger ſeine Einlagen zurückverlaugt, können Sparcaſſen, welche Bank— 
geſchäfte mit Einlagecapitalien von vorzugsweiſe großen Einlegern bes 
treiben, in arge Mißſtände gerathen, die wirthſchaftliche Kataſtrophen 
herbeizuführen im Stande ſind. 

Faſſen wir das Geſagte zuſammen, ſo erſcheint der Schluß be— 
rechtigt, daß manche zeitgemäße Reform unſeres Sparcaſſeweſens am 
Platze wäre. 

Hiebei wären die Beſtimmungen des Regulativs und des aus 
dem volkswirthſchaftlichen Bedürfniſſe der neueren Zeit herausgewachſenen 
Muſterſtatuts, durch welches das Sparcaſſeregulativ, obwohl ſeine Wirk— 
ſamkeit keineswegs aufgehoben wurde, nur eine den Anforderungen der 
Neuzeit angepaßte Auslegung erfahren hat, nur inſoferne einer gleich— 
zeitigen Reviſion zu unterziehen, als dieſe beiden Statute, welche gegen- 
wärtig neben einander beſtehen und einander ergänzend in der Praxis 
zur Anwendung gebracht werden, in eine, jede getheilte Anwendbarkeit 
ausſchließende, einheitliche Form zu gießen wären, ſo daß in Hinkunft 
nur ein einziges, das geſammte Privatſparcaſſeweſen regelndes Geſetz 
beſtünde. 

Durch derartige Maßnahmen wäre die Möglichkeit geboten, dem 
durch das mächtig aufſtrebende Poſtſparcaſſeweſen drohenden Niedergange 
der Privatſparcaſſen die Spitze zu bieten. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, inwiefern die Gemeindevorſteher nach ihrem Wirkungs⸗ 

kreiſe berufen erſcheinen, durch öffentliche Kundmachungen in der 

Gemeinde auf beſtehende geſetzliche Beſtimmungen aufmerkſam zu 
machen. 

Der Gemeindevorſteher in L. hat im November 1884 eine 
Kundmachung erlaſſen, laut welcher von dem Beſuche der von dem 
deutſchen Schulvereine gegründeten deutſchen Privatſchule in L. mit dem 
gewarnt wurde, daß die Kinder nach Abſolvirung derſelben gezwungen 
ſeien, an der dortigen öffentlichen Schule eine neuerliche Prüfung ab⸗ 
zulegen, für welche 5 fl. zu entrichten ſei. 

Hierüber wurde dem Gemeindevorſteher von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft R. mit Erlaß vom 12. December 1884, 3. 12.433, die 
Mißbilligung ausgeſprochen, da der Gemeindevorfteher hiedurch in gänzlich 
unberuſener Weiſe feinen im § 24 der Gemeindeordnung vorgezeichneten 
Wirkungskreis überſchritten habe. 

Dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurſe hat die 
Statthalterei in G. mit Erlaß vom 24. Jänner 1885, Z. 222/Praes., 
aus dem Grunde der erſten Inſtanz keine Folge gegeben. 

Hingegen ſand das hohe k. k. Miniſterium des Innern mit 
Erlaß vom 17. Juni 1885, 3. 8818, anläßlich der an dasſelbe 
eingebrachten Berufung des Gemeindevorſtehers in L. wider die Ent⸗ 
ſcheidung der Statthalterei vom 24. Jänner 1885, 3. 222, Praes., 


zu eröffnen, daß der Gemeindevorſteher in L, indem er eine Be— 
lehrung an die Bewohner der Gemeinde über das Verhältniß zwiſchen 
der in L. beſtehenden öffentlichen Schule und der daſelbſt vom deutſchen 
Schulvereine gegründeten Privatſchule und über die für die Kinder, 
welche die letztere Schule beſuchen, hieraus erwachſenden Folgen erließ, 
ſich einer Ueberſchreitung ſeines Wirkungskreiſes nicht ſchuldig gemacht 
hat, indem zwar allerdings durch 8 27 des ſteierm. Schulaufſichtsgeſetzes 
vom 8. Mai 1869, L. G. Bl. Nr. 11, die Sorge für die Verlaut⸗ 
barung der in Volksſchulangelegenheiten erlaſſenen Geſetze und Verord⸗ 
nungen dem Bezirksſchulrathe zukommt, durch dieſe geſetzliche Beſtimmung 
jedoch keineswegs der Wirkungskreis des Bezirksſchulrathes gegenüber 
jenem der Ge einde abgegrenzt, ſondern eine geſetzliche Ausnahme von 
der im § 23 der a. h. Beſtimmungen über die Einrichtung und Amts⸗ 
wirtſamkeit der Bezirksämter (Bezirkshauptmannſchaften), R. G. Bl. 
Nr, 10 ex 1858, aufgeſtellten Regel normirt wurde, daß das Bezirks⸗ 
amt (die Bezirkshauptmaunſchaft) für die gehörige Kundmachung der 
Geſetze und der zur Verlautbarung beſtimmten Anordnungen der Behörden 
innerhalb des Bezirkes zu ſorgen hat, daß es jedoch durch dieſe geſetz— 
liche Beſtimmung keineswegs ausgeſchloſſen iſt, daß Gemeindevorſteher 
bei ſich ergebenden Anläſſen ihre Gemeinden auf einzelne geſetzlich kund⸗ 
gemachte Geſetzesbeſtimmungen, ſelbſt ohne von der Behörde aufgefordert 
zu ſein, aufmerkſam machen. Auch verdiene der Gemeindevorſteher, 
nachdem die von ihm am 11. October 1884 erlaſſene diesfällige 
Kundmachung nach dem maßgebenden Urtheile des k. k. Miniſteriums 
für Cultus und Unterricht keine Unrichtigkeiten enthält, vom Standpunkte 
des Jahaltes der Kundmachung keinen Tadel, jedoch ſei eine Correctur 
dieſer Kundmachung in der Richtung nöthig, daß nach § 16 der Schul- 
und Unterrichtsordnung vom 20. Auguſt 1870, R. G. Bl. Nr. 105, 
die Kinder, welche in einer nicht mit dem Oeffentlichkeitsrechte verſehenen 
Privatſchule Unterricht erhalten haben, lediglich am Ende ihres ſchul— 
pflichtigen Alters ſich einer Prüfung an einer öffentlichen Schule zu 
unterziehen und hiefür eine Taxe von 5 fl. ö. W. zu erlegen haben, 
während die nicht genügend präeiſe Stiliſirung der Kundmachung des 
Gemeindevorſtehers vom 11 October 1884 auch der irrigen Auffaſſung 
Raum gibt, daß mehrere ſolche Prüfungen abzulegen ſeien und die 
erwähnte Taxe öfters zu bezahlen ſei. A. B. 
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Dr. Theodor Haberer: Das öſterreichiſche Eiſenbahnrecht— 
Syſtematiſch dargeſtellt (Der „Bibliothek des Eiſenbahnweſens“ VI. Band.) 
Wien und Peſt. Hartleben. 1885. 


Eine zum Verwundern lang beſtandene Lücke in der Bearbeitung der 
Specialrechte iſt durch vorſtehendes Werk in gediegener Weiſe ausgefüllt und 
„das jungſte Product der modernen Rechtsbildung“, wie es der Verfaſſer im 
Vorworte richtig kennzeichnet, einer erften wiffenſchaftlichen Darſtellung unter⸗ 
zogen. Bis nun hatte die literariſche Arbeit auf dieſem Gebiete ſich auf Samm⸗ 
lungen der Geſetze und Normen, ferner der einſchlägigen gerichtlichen Ent⸗ 
scheidungen beſchränkt, was allerdings dem praktiſchen Bedürfniſſe einigermaßen 
entſprach, aber keineswegs den berechtigten Anforderungen Rechnung trug, 
welche die Gegenwart, und zwar weit über die Gemeinde der Eiſenbahn⸗Fach⸗ 
manner hinaus, in der Richtung ſtellt, daß an eine vollſtändige, auf der 
geſicherten Baſis wiſſenſchaftlichen Begründung ruhende Darſtellung der rechtlichen 
Beziehungen des Eiſenbahnweſens insgeſammt geſchritten und hiedurch die 
Möglichkeit einer ſachgemäßen Weiterentwicklung dieſes ſo ungeheuer tief in alle 
ſtaatlichen Belange einſchneidenden Rechtes in Wahrheit erft geſchaffen werde. 
Die ſchwierige Aufgabe eines Pfadfinders in dieſer Beziehung hat nun der 
Verfaſſer befriedigend gelöst, indem er die rechtliche Stellung des Eiſenbahn⸗ 
weſens im Staatsorganismus überhaupt, ferner die rechtlichen Verhältniſſe 
der Bahnunternehmungen im Beſonderen nach den durchſchlagenden Ein⸗ 
theilungsgliedern: materielles (Perſonen⸗, Sachen-, Obligationenrecht) und 
formelles Recht (Eiſenbahnbücher, Behörden und deren Verfahren) geſondert, 
mit Beachtung des neueſten Standes der Rechtswiſſenſchaft ſowohl als der 
kechtſprechung entwickelt und auf allgemein giltige Axiome zurückzuführen ſtrebt. 


8 Die Rechtſprechung des k. k. oberſten Gerichtshofes aus dem 
Jahre 1883 in Civil, Handels- und Wechſelſache u, einſchließlich der 
dvoeaten— und Notariatsordnung, geſammelt aus allen deutſchen und 
nichtdeutſchen Fachzeitſchriften. Wien 1886. Moritz Perles. 

Dieſe thatſächlich vollſtändige, weil alle Rechtsgebiete umfaſſende Samm⸗ 
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lung der Entſcheidungen unſeres höchſten Rechtstribunales kann auch dem 
Adminiſtrativbeamten, und zwar ſowohl der Staats⸗ als auch der autonomen 
Behörden, namentlich aus dem Grunde beſtens empfohlen werden, weil ſie die 
zahlreichſten Judicate enthält, die in das ſtreitige Grenzgebiet der Com⸗ 
petenz zwiſchen Verwaltungs und Civilrecht einſchlagen, das unbe⸗ 
zweifelt heikelſte, welches der praktiſche Rechtsmann kennt. Gerade in dieſer 
Richtung find alſo orientirende Fingerzeige ungemein willkommen, und wir ver- 
weiſen diesfalls insbeſondere auf die den Beſitz und deſſen Störu ngen zum 
Gegenſtande habenden Partien: I (allgemeines bürgerliches Recht) und XIV (Ver⸗ 
fahren in Beſitzſtörungsſtritten), dann die umfangreiche Partie IX (Juris⸗ 
dietionsnorm) Seite 937 bis 1001. Ein ſehr ſorgfältig gearbeitetes drei⸗ 
faches (Geſetz, alphabetiſches Sach- und ſyſtematiſches) Regiſter gibt hierüber 
zureichende Aufſchlüſſe, zumal bei den Judicaten die auf mehrere Rechtsgebiete 
Bezug nehmen, dies durch geſonderte Ueberſchriften angedeutet iſt. Rl 


Geſetze und Berordnungen. 
1885. I. Semeſter. 
Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 


VI. Stück. Ausgeg. am 20. März. — Nr. 13. Kundmachung der k. k. 
Finanz⸗Landesdirection für Böhmen vom 6. Jänner 1885, Z. 92.447, betreffend 
die Beiſetzung der Daten über das Flächenmaß und den Reinertrag aus den 
Kataſtraloperaten in die Grundbuchsauszüuge. — Nr. 14. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 1. März 1885, 8. 15.090, betreffend die Weiter⸗ 
bemauthung der beiden Beraunbrücken nächſt Roſtok und Neuhütten. — Nr. 15. 
Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. März 1885, 3. 16.483, 
betreffend die Erhebung des Ortes Wrsowie zum Markte. 

VII. Stück. Ausgeg. am 9. April. — Nr. 16. Geſetz vom 27. Februar 
1885, betreffend die Feſtſtellung eines Präcluſivtermines für die Ueberreichung 
von Provocationen zur Durchführung der Grundentlaſtung nach dem Geſetze vom 
11. Mai 1869, L. G. Bl. Nr. 87. — Nr. 17. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 11. März 1885, 3. 17.997, betreffend die im Jahre 
1885 zu leiſtende Vergütung für eingelieferte Maikäfer und Engerlinge. — 
Nr. 18. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 17. März 1885, 
3. 19.415, betreffend die Bemauthung der neuerbauten eiſernen Brücke über den 
Egerfluß in Poledlie — Nr. 19. Kundmachung des k. k. Statthalters für 
Böhmen vom 26. März 1885, Z. 21.990, betreffend die Weiterbemauthung der 
Wiſtritz⸗Tuſchmitz⸗Tſchachwitzer Bezirksſtraße. — Nr. 20. Kundmachung des 
. k. Statthalters für Böhmen vom 26. März 1885, 3. 21.991, betreffend die 
Weiterbemauthung der zwei Ronsperger Gemeindebrücken über den Pivonkabach. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 1. Mai. — Nr. 21. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 22. März 1385, Z. 21.307, betreffend die im Laufe 
des Jahres 1884 bewilligten Trennungen von Gemeinden in Böhmen. 

IX. Stück. Ausgeg. am 5. Mai. — Nr. 22. Geſetz vom 9. October 1883, 
betreffend einige Maßregeln zur Hebung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern. 
— Nr. 23. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 24. April 
1885, 3. 3873-Bräj, zum Landesgeſetze für Böhmen vom 9. October 1883, 
L. G. Bl. Nr. 23 vom Jahre 1885, betreffend einige Maßregeln zur Hebung 
der Fiſcherei in den Binnengewäſſern. 

X. Stück. Ausgeg. am 9. Mai. — Nr. 24. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 26. März 1885, 8. 14.745, womit im Einvernehmen 
mit dem k. k. Oberlandesgerichte des Königreiches Böhmen für die Stadt Eger 
und dereu Vorſtädte die Termine zur Kündigung und Räumung gemietheter 
Wohnungen und ſonſtiger unbeweglicher Sachen feſtgeſetzt werden. 

XI. Stück. Ausgeg. am 19. Mai. — Nr. 25. Kundmachung des k. k. 


Statthalters für Böhmen vom 11. April 1885, Z. 19.493, womit im Einver⸗ 
nehmen mit dem k. k. böhmiſchen Oberlandesgerichte für die Gemeinde Hlubocep 
mit Slichov und Klukovie die Termine zur Kündigung und Räumung gemietheter 
Wohnungen und ſonſtiger unbeweglicher Sachen beſtimmt werden. 

XII. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. — Nr. 26. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 5. Mai 1885, 3. 29.803, betreffend die Weiter⸗ 
bemauthung der im Orte Sazau über den Sazawafluß beſtehenden Privatbrücke. 
— Nr. 27. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 7. Mai 
1885, Z. 31.157, betreffend die Verlängerung der Mauthconceſſion für die 
Bunzendorfer und Tſchernhauſener Brücke. — Nr. 28. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 18. Mai 1885, 3. 34.716, betreffend die Weiter⸗ 
bemauthung des in der Station Kolin über die Geleiſe der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Staatsbahn errichteten eiſernen Gehſteges. — Nr. 29. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 18. Mai 1885, 3. 31.441, womit im Einver⸗ 


nehmen mit dem k. k. Oberlandesgerichte für die Gemeinde Vyſocan des Bezirkes 
Karolinenthal die Termine zur Kündigung und Räumung gemietheter Wohnun⸗ 
gen und ſonſtiger unbeweglicher Sachen beſtimmt werden. — Nr. 30. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. Mai 1885, 8. 36.849, 
betreffend die Bemauthung der neuen ſteinernen Bahnhofsbrücke in Trautenan. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 17. Juni. — Nr. 31. Kundmachung des k. k. 

Statthalters für Böhmen vom 9. Juni 1885, 8. 38.792, betreffend den An⸗ 
ſchaffungspreis der Arbeitsbücher. — Nr. 32. Kundmachung des k. k. Statthalters 
für Böhmen vom 12. Junt 1885, Z. 5754-Praes., zum Landesgeſetze für 
Böhmen vom 9. October 1883, L. G. Bl. Nr. 22 vom Jahre 1885, betreffend 
einige Maßregeln zur Hebung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 
Mähren. 
I. Stück. Ausgeg. am 13. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. mäh⸗ 


rischen Finanz⸗Landesdirection vom 25. December 1884, betreffend die Einbeziehung 
der zum Gebiete der königlichen Landeshauptſtadt Brünn gehörigen Holzhof, 
Tivoli⸗ und Waiſenhausgaſſe in den Verzehrungsſteuer⸗Rayon der geſchloſſenen 
Stadt Brünn, ſowie die Verlegung der Verzehrungsſteuer⸗Linie in der Schwarz⸗ N 
feldgaſſe und in der Schreibwaldſtraße in Brünn. 

II. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. — 2. Geſetz vom 9. December 1883, 
wirkſam für die Markgrafſchaft Mähren, betreffend die Vertilgung der Kleeſeide 
und Ackerdiſtel. — 3. Verordnung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
9. Jänner 1885, über die Durchführung des Geſetzes vom 9. December 1883, 
L. G. Bl. Nr. 2 ai. 1885, betreffend die Vertilgung der Kleeſeide und Ackerdiſtel. 

III. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. — 4. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 2. Jänner 1885, betreffend die Oeffentlichkeitserklärung 
des Kaiſer Franz Joſeph⸗Bezirkskrankenhauſes in Jaromer. — 5. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 7. Jänner 18-5, betreffend die Höhe der 
täglichen Verpflegsgebühren in den allgemeinen offentlichen Krankenanſtalten Tirols 
und in der Gebärklinik zu Junsbruck für das Jahr 1885. — 6. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 8. Jänner 1885, betreffend die Höhe der 
Verpflegskoſten im St. Johann⸗Spitale in Salzburg. — 7. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 10. Jänner 1885, betreffend die Verleihung 
des Befugniſſes eines behördlich autoriſirten Civilgeometers. — 8. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 20. Jauner 1885, betreffend die Auf- 
ſtellung von Beſchälſtationen in Mähren während der Beſchälperiode des 
Jahres 1885. 

IV. Stück. Ausgeg. am 9. Februar. — 9. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 24. Jänner 1885, womit der Reiſe- und Geſchäftsplan 
der Stellungscommiſſionen in Mähren für die Heeresergänzung des Jahres 
1885 kundgemacht wird. 

V. Stück. Ausgeg. am 7. März. — 10. Kundmachung des k. k. mähriſch⸗ 
ſchleſiſchen Oberlandesgerichtes vom 20. Jänner 1885, womit die Liſte der im 
Sprengel des k. k. mähriſch⸗ſchleſiſchen Oberlandesgerichtes nach 8 24 des 
Geſetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, für das Jahr 1885 auf⸗ 
geſtellten Sachverſtändigen für die Enteignung zum Zwecke des Betriebes und 
der Herſtellung von Eiſenbahnen verlautbart wird. — 11. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 28. Jänner 1885, mit welcher die Prämien 
für das Einſammeln der Maikäfer und Engerlinge für das Jahr 1885 feſtgeſetzt 
werden. 12. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 11. Februar 
1885, betreffend die Verpflegsgebühren der öffentlichen Krankenanſtalten in 
Steiermark. 13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
25. Februar 1885, betreffend die Beichaffung von Landesbeſchälern im Jahre 


1885. — 14. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Februar 
1885, betreffend die Erweiterung der Befugniſſe des k. k. Aichamtes in Iglau. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſul in Syra Alexander Edlen 
von Fontana das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens und dem k. und k. 
Honorar⸗Conſularagenten in Tenedos Anton Gerſaglia das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Umwandlung des k. und k. Honorar⸗Con⸗ 
ſulates in Zürich in ein effectives Amt und die Berufung des mit Titel und 
Charakter eines Hof⸗ und Miniſterialrathes bekleideten Generalconſuls Ludwig 
Przibram zur Leitung des gedachten Conſulates genehmigt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär Sebaſtian Stehlik Ritter 
von Cenkov und Treuſtett den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 
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Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe des Finanzminiſteriums 
Friedrich Jaggi den Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Hauptſteuereinnehmer Joſeph 
Podrekar das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsofficial im Finanzminiſterium 
Joſeph Dauſcher anläßlich deſſen Penfionirung das goldene Verdienſtkreuz 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Adminiſtrationsrathe der Direction der Güter 
des Bukowinager griechiſch⸗ortentaliſchen Religionsfondes in Czernowitz Joſeph 
Wiskoki den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Adalbert 
bersky zum Finanzrathe der Prager Finanz-Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Zolloberamts⸗ 
Vicedirectors bekleideten Zolloberamts⸗Controlor Chriſtoph Fiſcher zum Zoll⸗ 
oberamts⸗Vicedirector, dann die Zolloberamts⸗Officiale Emil Paſſy und Joſeph 
Hierner zu Zolloberamts⸗Controloren beim Hauptzollamte in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Matthäus Plangger 
und Alois Pina monti zu Steuer⸗Oberinſpectoren der tiroliſchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Joſeph Kunz zum Haupt⸗ 
Steuereinnehmer der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat im Perſonalſtande der Staatsſchuldencaſſe die 
Adjuncten Ignaz Kodolänyi, Joſeph Meyr und Alois Engliſch zu Haupt⸗ 
caſſieren ernannt. 


Kam⸗ 


Erledigungen. 


. Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle in der achten, eventuell eine Finanz⸗Com⸗ 
miſſärsſtelle in der neunten, eventuell eine Finanz⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten 


Rangsclaſſe bei den leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich, bis Ende 


Jänner. (Amtsbl. Nr. 297.) 


Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. und 


Forſt⸗ 


Domänendirection in Görz, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 298.) 


N Hilfsämter⸗Directorsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur 
in der achten Rangsclaſſe, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 1.) 
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